
 

Öffentliche Bekanntmachung 
Betreff: Wasserversorgungssatzung - 7. Änderung 
 
Bereitstellungsdatum: 15.12.2021 
 
 
 
 

Gemeinde Obersulm 

Landkreis Heilbronn 

 

Satzung vom 14. Dezember 2021 über die 7. Änderung der Satzung über den Anschluss an die öffent-
liche Wasserversorgungsanlage und die Versorgung der Grundstücke mit Wasser (Wasserversor-
gungssatzung – WVS) der Gemeinde Obersulm vom 17. November 2008 

Auf Grund der §§ 4 und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg sowie der §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 
20 und 42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg hat der Gemeinderat am 14.Dezember 
2021 folgende Satzung beschlossen: 
 
Nachfolgende Paragraphen erhalten die folgende geänderte Fassung: 
 

 

§ 12 

Zutrittsrecht 

Der Wasserabnehmer hat dem mit einem Aus-
weis versehenen Beauftragten der Gemeinde 

im Rahmen des § 44 Abs.6 Wassergesetz für 

Baden-Württemberg und des § 99 der Abga-
benordnung den Zutritt zu seinen Räumen und 
zu den in § 24 genannten Einrichtungen zu ge-
statten, soweit dies für die Prüfung der techni-
schen Einrichtungen, zur Wahrnehmung sons-
tiger Rechte und Pflichten nach dieser Satzung, 
insbesondere zur Ablesung, zum Austausch 
der Messeinrichtungen (Wasserzähler) oder zur 
Ermittlung der Grundlagen für die Gebührenbe-
messung erforderlich ist. 

 

§ 22 

Nachprüfung von Messeinrichtungen 

(1) -Der Wasserabnehmer kann jederzeit die 
Nachprüfung der Messeinrichtungen durch eine 
Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte 

Prüfstelle nach § 39 des Mess- und Eichgeset-

zes verlangen.Stellt der Wasserabnehmer den 

Antrag auf Prüfung nicht bei der Gemeinde, so 
hat er diese vor Antragstellung  zu benachrich-
tigen. 

(2) -Die Kosten der Prüfung fallen der Ge-
meinde zur Last, falls die Abweichung die ge-
setzlichen Verkehrsfehlergrenzen überschrei-
tet, sonst dem Wasserabnehmer. 

 

 

§ 28 

Beitragsmaßstab 

Maßstab für den Wasserversorgungsbeitrag ist 
die Nutzungsfläche. Diese ergibt sich durch 
Vervielfachung der Grundstücksfläche (§ 29) 
mit einem Nutzungsfaktor (§ 30); das Ergebnis 
wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nach-
kommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende 
Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die 
kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle 
Zahl abgerundet werden. 

Bisheriger Absatz 2 ersatzlos gestrichen 

 

§ 29 

Grundstücksfläche 

(1)- Als Grundstücksfläche gilt: 

 1.bei Grundstücken im Bereich eines Bebau-
ungsplans die Fläche, die der Ermittlung der zu-
lässigen Nutzung zugrunde zu legen ist. 

2.soweit ein Bebauungsplan oder eine Satzung 

nach § 34 Abs.4 S.1 BauGB nicht besteht oder 

die erforderliche Festsetzung nicht enthält, die 
tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer 
Tiefe von 35 Metern von der der Erschließungs-
anlage zugewandten Grundstücksgrenze. 
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Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung 
über diese Begrenzung hinaus oder sind Flä-
chen tatsächlich angeschlossen, so ist die 
Grundstückstiefe maßgebend, die durch die 
hintere Grenze der Nutzung, zuzüglich der bau-
rechtlichen Abstandsflächen, bestimmt wird. 
Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige 
Verbindung zur Erschließungsanlage herstel-
len, bleiben bei der Bestimmung der Grund-

stückstiefe unberücksichtigt. Zur Nutzung zäh-

len auch angelegte Grünflächen oder gärtne-

risch genutzte Flächen. 

(2) § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG bleibt unberührt. 

§ 35 

Nachveranlagung, weitere Beitragspflicht 

Von Grundstückeigentümern, für deren Grund-
stück eine Beitragsschuld bereits entstanden ist 
oder deren Grundstücke beitragsfrei ange-
schlossen worden sind, werden weitere Bei-
träge erhoben, 

1.soweit die bis zum In-Kraft-Treten dieser Sat-
zung zulässige Zahl bzw. genehmigte höhere 
Zahl der Vollgeschosse überschritten oder eine 
größere Zahl von Vollgeschossen allgemein zu-
gelassen wird; 

2. soweit in den Fällen des § 34 Abs. 2 Nr. 1 
und 2 eine höhere Zahl der Vollgeschosse zu-
gelassen wird; 

3.wenn das Grundstück mit Grundstücksflä-
chen vereinigt wird, für die eine Beitragsschuld 
bisher nicht entstanden ist; 

4. soweit die Voraussetzungen für eine Teilflä-
chenabgrenzung gem.§ 31 Abs. 1 KAG oder 
eine Tiefenbegrenzung gem. § 29 Abs. 1 Nr. 2 
entfallen; 

5.soweit Grundstücke unter Einbeziehung von 
Teilflächen, für die eine Beitragsschuld bereits 
entstanden ist, neu gebildet werden. 

Nrn. 6, 6.1 und 6.2 entfallen 

 

§ 36 

Beitragssatz 

Der Wasserversorgungsbeitrag beträgt je 
Quadratmeter (m²) Nutzungsfläche (§ 28) 

4,25 € 

Satz 2 entfällt 

 

 

 

 

 

§ 37 

Entstehung der Beitragsschuld 

(1)- Die Beitragsschuld entsteht:  
 

1.In den Fällen des § 26 Abs. 1, sobald das 
Grundstück an die öffentliche Wasserversor-
gungsanlage angeschlossen werden kann. 
  
2.In den Fällen des § 26 Abs. 2 mit dem An-
schluss, frühestens jedoch mit dessen Geneh-
migung.  
 
3.In den Fällen des § 35 Nr. 1 und 2 mit der 
Erteilung der Baugenehmigung bzw. dem In-
Kraft-Treten des Bebauungsplans oder einer 
Satzung i.S. von § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 
3 BauGB.  
 
4.In den Fällen des § 35 Nr. 3, wenn die Ver-
größerung des Grundstücks im Grundbuch 
eingetragen ist.  
 
5.In den Fällen des § 35 Nr. 4 

 
a) mit dem In-Kraft-Treten eines Be-

bauungsplans bzw. dem In-Kraft-
Treten einer Satzung im Sinne von 
§ 34 Abs. 4 Satz 1 BauGB;  

b) mit dem tatsächlichen Anschluss 
der Teilflächen, frühestens mit der 
Genehmigung des Anschlusses;  

c) bei baulicher Nutzung ohne tat-
sächlichen Anschluss mit der Er-
teilung der Baugenehmigung;  

d) bei gewerblicher Nutzung mit dem 
Eintritt dieser Nutzung.  

 
6.In den Fällen des § 35 Nr. 5, wenn das neu-
gebildete Grundstück im Grundbuch eingetra-
gen ist.  

Nr.7 entfällt 

Nr.8 entfällt 

 
(2)- Für Grundstücke, die schon vor dem 
1.4.1964 an die öffentliche Wasserversor-
gungsanlagen hätten angeschlossen werden 
können, jedoch noch nicht angeschlossen wor-
den sind, entsteht die Beitragsschuld mit dem 
tatsächlichen Anschluss, frühestens mit des-
sen Genehmigung.  

 

(3)- Mittelbare Anschlüsse (zum Beispiel über 

bestehende Hausanschlüsse) stehen dem un-

mittelbaren Anschluss an öffentliche Wasser-

versorgungsanlagen gleich 
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§ 42 
Grundgebühr 

(1)  -Die Grundgebühr wird gestaffelt nach der 
Zählergröße erhoben (Zählergebühr). Sie be-
trägt bei Wasserzählern mit einer Nenngröße 
von: 

Nenndurchfluss m3/h 

(Qn) 

 

EUR/Monat 

bis 2,5 4,50 

bis 6 8,70 

bis 10 13,60 

bis 15 35,40 

Verbundzähler 119,00 

  
 (2)  -Bei der Berechnung der Grundgebühr wird 
der Monat, in dem der Wasserzähler erstmals 
eingebaut oder endgültig ausgebaut wird, je als 
voller Monat gerechnet. 

(3)  -Wird die Wasserlieferung wegen Wasser-
mangels, Störungen im Betrieb, betriebsnot-
wendiger Arbeiten oder aus ähnlichen, nicht 
vom Anschlussnehmer zu vertretenden Grün-
den länger als einen Monat unterbrochen, so 
wird für die Zeit der Unterbrechung (abgerundet 
auf volle Monate) keine Grundgebühr berech-
net. 
 

§ 43 
Verbrauchsgebühren 

(1)  -Die Verbrauchsgebühr wird nach der 
gemessenen Wassermenge (§ 44) berech-
net. Die Verbrauchsgebühr beträgt ab 1. Ja-
nuar 2022 pro Kubikmeter 2,75 Euro. 

(2)  -Wird ein Bauwasserzähler oder ein 
sonstiger beweglicher Wasserzähler ver-
wendet, beträgt die Verbrauchsgebühr ab 1. 
Januar 2022 pro Kubikmeter 2,75 Euro. 

 

§ 54 
In-Kraft-Treten 

(1)  -Soweit Abgabeansprüche nach dem bishe-
rigen Satzungsrecht bereits entstanden sind, 
gelten anstelle dieser Satzung die Satzungsbe-
stimmungen, die im Zeitpunkt des Entstehens 
der Abgabeschuld gegolten haben. 

(2) Diese Satzung tritt am 1. Januar 2022 in 
Kraft.  

 

 

 

 

 

Hinweis über die Verletzung von Verfah-

rens- und/oder Formvorschriften  

nach § 4 Abs. 4 Gemeindeordnung 

 

 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund 
der GemO beim Zustandekommen dieser Sat-
zung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeacht-
lich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch 
innerhalb eines Jahres seit der Bekanntgabe 
dieser Satzung gegenüber der Gemeinde gel-
tend gemacht worden ist: Der Sachverhalt, der 
die Verletzung begründen soll, ist zu bezeich-
nen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über 
die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmi-
gung oder die Bekanntmachung der Satzung 
verletzt worden sind. 
 
Ausgefertigt! 

Obersulm, den 15. Dezember 2021 

 

Björn Steinbach 

Bürgermeister 
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